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Mündliche Anfrage 
 
Fragesteller   LAbg. Stefan Kaineder 
 
Zuständiges  
Regierungsmitglied  Landeshauptmann Mag. Thomas Stelzer 
 
 

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann Stelzer! 
 
Die Bundesregierung plant Änderungen bei der Notstandshilfe, eine allfällige Neuausrichtung 
würde Mehrkosten für die Länder als Träger der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
bedeuten. Die LH-Konferenz hat sich daher bereits mit dieser Thematik beschäftigt. 
 
Welche Position haben Sie in der LH-Konferenz zu den Auswirkungen einer möglichen 
Abschaffung der Notstandshilfe auf das Budget des Landes Oberösterreich wegen 
des Anstiegs der Mindestsicherung eingenommen? 
 

 

 Kaineder 
                                                                                                  

 

 


